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Eine starke
LINKE ist gut
für das Land
Von Thomas Nord, 
Landesvorsitzender 
und direkt gewählter
Bundestagsabgeordneter
der LINKEN

DIE LINKE hat am 27. Sep -
tember in Brandenburg, aber
auch bundesweit ein sehr
gutes Ergebnis erkämpft. 
Wir haben 21 Direktmandate
für den Landtag und 4 Direkt-
mandate für den Bundestag
gewonnen. Wir haben drei
 Bürgermeisterwahlen gewon-
nen. Hans-Jürgen Scharfen-
berg hat seinen Wahlkreis mit
einem Rekordergebnis gewon-
nen. Anita Tack zieht über die
Landesliste in den Landtag ein.
Dafür danke ich allen Wähle-
rinnen und Wählern. 
Ich danke allen Genossinnen
und Genossen, die in den
 letzten Wochen und Monaten
unermüdlich im Wahlkampf
waren. Ohne Euren großartigen
Einsatz hätten wir dieses
 Ergebnis nicht erreicht. 
Die letzten 12 Monate haben
uns allen besondere An -
strengungen abverlangt. 
Es ist erst ein Jahr her, dass
wir im September 2008 ein
sehr gutes Kommunalwahl -
ergebnis erzielt haben. Im  
Juni haben wir in Brandenburg
bei der Europawahl den ersten
Platz verteidigt, im Bund haben
wir dazu gewonnen. Die
 Wahlkämpfe zu den Landtags-,
Bundestags- und Bürger -

Auf ein Wort…

Wahlsonntag, Wahlquartier im
Hauptbahnhof, 18.00 Uhr: Auf
der Projektionsleinwand erschei-
nen die ersten Hochrechnungen.
Die Anspannung löst sich. La-
chende, frohe Gesichter – die
Wahlbeteiligung lag in der Lan-
deshauptstadt wegen der Kopp-
lung an die Bundestagswahl mit
72,7 Prozent um fast zehn Pro-
zentpunkte höher als vor fünf
Jahren. Und die ersten Schätzun-
gen sehen gut aus. Ein Grund
mehr für erste Jubelrufe und viel
Beifall. Erleichterung auch auf
den Gesichtern unserer drei Spit-
zenkandidaten Rolf Kutzmutz,
Hans-Jürgen Scharfenberg und
Anita Tack. 

Die Schätzungen sehen uns
auf Platz ZWEI im Lande. Und ein
ganz wichtiges Ergebnis: Die
DVU ist mit einem Prozent end-
lich wieder raus aus dem Land-
tag. 

Spitzenkandidatin Kerstin Kai-
ser tritt ans Mikrofon: „Diese
 erste Prognose zeigt schon eine
eindeutige Bestätigung der LIN-
KEN!“. Und: „Jetzt muss Platzeck

mutig sein … die Wählerinnen
und Wähler wollen das!“. Die
LINKE sei bereit.

Der erste Druck hat sich zwar
gelöst. Jedoch baut sich neue
Spannung auf.  Wie werden die
drei GenossInnen in ihren Wahl-
kreisen abschneiden?! Bei Rolf
Kutzmutz sieht es (zunächst) gut
aus, das Direktmandat zu errin-
gen. Doch bis Mitternacht sind

die Teltower Stimmen noch nicht
ausgezählt. Und die waren dann
offenbar entscheidend dafür,
dass Frau Wicklein doch noch das
Rennen machte… Nur 201 Stim-
men waren die Differenz! Trotz-
dem: Hochachtung, lieber Rolf! 

Ein Ergebnis zeichnet sich je-
doch immer mehr ab: Hans-Jür-
gen Scharfenberg  kann sich gra-
vierend gegen den SPD-Mann

Mike Schubert durchsetzen. Er
kann seinen Wahlkreis 22 für sich
gewinnen. Und das mit klarem
Ergebnis. Glückwunsch auch für
Hans-Jürgen. 

Die Medien „streiten“ sich
förmlich um kurze Statements
der Kandidaten. Und die Span-
nung bleibt bis gegen Mitter-
nacht.

(Siehe auch SEITE 3)

Wir bleiben konsequent sozial
Wahlkampffinale mit Kutzmutz, Kaiser, Enkelmann und Gysi in Potsdam

Strahlender Sonnenschein auf
der Wahl-Abschlusskundgebung
der LINKEN am Freitag, 25. Sep-
tember 2009, am Brandenburger
Tor in der Landeshauptstadt.
„Gysi kommt!“, so stand es auf
den Plakaten. Und schon das war
ein Grund, dass der Platz dicht
gefüllt war – von LINKEN aber
auch von vielen Neugierigen. Ins-
gesamt jedenfalls ein Optimis-
mus ausstrahlendes Wahlkampf-
finale.

Rolf Kutzmutz war der erste,
der ans Mikrofon ging. Er
geißelte u. a. den SPD-Chef Mün-
tefering, der den Bruch von Wahl-
versprechen schon vorab an-
gekündigt hatte. 

Kerstin Kaiser unterstrich: „Wir
bleiben konsequent sozial – auch
nach der Wahl!“.  Die Spitzenkan-
didatin erläuterte, warum es in

Brandenburg nicht so weiter ge-
hen könne und dürfe wie bisher.
Für immer mehr Menschen sei
die Daseinsvorsorge nicht mehr
gesichert. „Wir wollen keine Al-
mosen, sondern dass Menschen
von ihrer Arbeit leben können.“ 

Die Bundestagskandidatin
Dagmar Enkelmann stellte fest:
„Die LINKE ist im Kommen!“

Das u. a. deshalb, weil in
Deutschland inzwischen drei
Millionen Kinder in Armut leben.
Von der SPD hätten die keine
Hilfe zu erwarten. Mögen sich
ihre Kandidaten auch noch so
„brandenburgisch“ geben.

Schließlich trat Gregor Gysi ans
Mikrofon. Dass Platzeck sich
selbst als „der Brandenburger“
bewerbe, ändere nichts daran,
dass er in wesentlichen Punkten
der Bundespolitik „schwerwie-

gend versagt“ und gegen die In-
teressen der Brandenburger ge-
handelt habe. Seine Zustimmung
zu einem Quasi-Schuldenverbot
für künftige Landesregierungen
laufe darauf hinaus, dass das
Land handlungsunfähig werde.
„Platzeck besitzt nicht das Man-
dat, das Ende Brandenburgs zu
beschließen.“ Die Medien for-
derte Gysi auf, mehr über den
Bundesrat und speziell das Ab-
stimmungsverhalten Platzecks
zu veröffentlichen. 

Im Weiteren unterstrich er:
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit
in gleicher Arbeitszeit – wer das
fordert, der will die Einheit!“ Und
an die Wählerinnen und Wähler
gerichtet, unterstrich er: „Nur die
Unterstützung der LINKEN bringt
die anderen Parteien zum Nach-
denken!“

(Fortsetzung auf SEITE 2)



Die Potsdamer beklagen man-
gelnde Transparenz in städtebau-
lichen Entscheidungen. Sie verlan-
gen mehr Elemente der direkten
Demokratie und politische Ent-
scheidungen sowie Nutzungsvari-
anten, die den Bürgerwillen
berücksichtigen. Eine Bestätigung
unserer politischen Forderungen.
Wir gaben ihnen die Möglichkeit,
sich einzumischen und sie taten
es. 

Zwischen Platz der Einheit und
dem Brauhausberg erhält Pots-
dam ein neues Gesicht. Entschei-
dungen zur künftigen Gestaltung
und Nutzung und damit auch zum
Umgang mit alter und neuer Ar-
chitektur wurden bereits getroffen
bzw. sind noch zu treffen. Oft blieb
die Bürgermeinung unberücksich-
tigt. Um im Landtag und in der

Stadtverordnetenversammlung
die Interessen der Potsdamer ver-
treten zu können, erkundigte sich
Anita Tack nach den Vorstellungen,
Wünschen und Forderungen zur
Gestaltung der Potsdamer Innen-
stadt. 

Es gibt viele gute Ideen und man
spürt das Bedürfnis der Bürger,
mit reden zu können. Weniger
ideologische, sondern eher funk-
tionelle und städtebauliche Vor-
schläge erreichten uns. So z.B.
beim Umgang mit DDR-Bauten.
Deren Erhalt von dem Gros als Be-
standteil der baukulturellen Ent-
wicklung der Stadt gesehen wird.
„Die alten Gebäude gehören zum
Stadtbild.“ Daher „renovieren und
integrieren“. Eine lebendige Innen-
stadt ist nur möglich mit einem
„offenen Landtag“ mit Veranstal-

tungen, Cafés, einer Geschichts-
ausstellung, mit einer Bittschrif-
ten-Linde, die an die Herrschaft
des Volkes erinnern soll, und einem
Jugendparlament. Der Landtag
sollte nicht nur ein politischer Ort
sein, sondern auch ein Ort für
Stadtfeste, ein Forum für politische
Bildung oder ein Ort für die Kunst.
Weiterhin sorgen der Verbleib der
Fachhochschule, auch als „Ort der
Kultur“, sowie die Ansiedlung wei-
terer studentischer Einrichtungen
für ein vitales Zentrum. Ein Bürger
schlug den Abriss des Fachhoch-
schulgebäudes und den Bau eines
„Hauses der Wissenschaften“ an
selbiger Stelle vor.

Eine Mehrheit sprach sich für
den Erhalt der Schwimmhalle auf
dem Brauhausberg aus. Wenige
befürworteten den Abriss der

Schwimmhalle und Ersetzung
durch ein Niemeyer-Bad. Auch die
Entfernung des Fachhochschulge-
bäudes, das künftig einer Grün-
fläche Platz machen soll, wurde
thematisiert, ebenso wie der Ab-
riss und historisch korrekte Wie-
deraufbau der Wilhelmgalerie.
Auch den Abriss des „Haus des Rei-
sens“ beklagten einige Schreiber,
die es lieber saniert und etwas
zurückgebaut gesehen hätten;
ebenso machten sich Einreicher
für den Erhalt des Ensembles Bi-
bliothek und Staudenhof stark, an
dessen Standort sie gern studen-
tisches Wohnen sähen. Dafür be-
darf es kleiner und preisgünstiger
Wohnungen. Der Bedarf ist da. 

Die Umfrage ist eine gute Basis
für linke Stadtpolitik, und sie wird
weitergehen. Auf der Inter netseite
www.anita-tack.de sind alle bisher
gemachten Vorschläge einsehbar
und hier können weitere Anregun-
gen abgegeben werden. 

Sascha Krämer

Es bedarf landesweiter Regelungen,
um die gegenwärtigen Ungerechtig-
keiten bei der Schüler beförderung
zu minimieren. Dazu müssen die un-
terschiedlichen Bedingungen der
einzelnen Landkreise beachtet wer-
den. Es werden sichere Schulbusse,
für jedes Kind ein Sitzplatz und ein
Busbegleiter bei längeren Weg-
strecken benötigt. Das trägt nicht
nur zur erhöhten Sicherheit für die
Schülerinnen und Schüler, sondern
auch zur Stärkung des öffentlichen

Personennahverkehrs bei. Die Sat-
zungen der Landkreise und kreis-
freien Städte dürfen aus unserer
Sicht nicht benutzt werden, um
Schülerströme zu lenken. Die
Schülerbeförderung muss so gestal-
tet werden, dass für alle Schülerin-
nen und Schüler die Teilnahme an
den Angeboten am Nachmittag und
am Ganztagsbetrieb ermöglicht
wird. 
Das Land darf sich nicht länger vor
der Gestaltung einer Rahmenset-

zung oder untergesetzlicher Rege-
lungen drücken. Es müssen Ober-
grenzen, bezogen auf die Schulwege
und auch die Fahrzeiten, festgelegt
werden. Die Zumutbarkeit von
Wege- und Wartezeiten muss genau
definiert werden. Es bedarf klarer ge-
setzlicher Regelungen.

Ziel muss letztlich aus Sicht der
LINKEN eine elternbeitragsfreie
Schülerbeförderung sein. Denn: Bil-
dung ist eine Landesaufgabe. Der
Weg zur Schule gehört dazu. Und

der soll nicht nur möglichst kurz,
sondern auch kostenfrei und sicher
sein. Deshalb fordern wir im Inter-
esse sozialer Gerechtigkeit, dass die
Kosten für die Schülerbeförderung
wieder in Landesverantwortung
übernommen werden. 

In Potsdam ist die elternbeitrags-
freie Schülerbeförderung auf Platz
eins der Vorschläge zum Bürger-
haushalt 2009. Die Fraktion DIE
 LINKE in der Stadtverordnetenver-
sammlung setzt sich dafür ein,
Druck auf das Land für eine schnelle
Regelung auszuüben, aber auch als
Stadt mit gutem Beispiel voranzu-
gehen. 
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Mit der roten Tatrabahn 
LINKE für elternbeitragsfreien Schülerverkehr und die Belebung des Bahnhofs Pirschheide

„Freilichtmuseum“ Potsdam? 
Wie sieht eine lebendige Innenstadt aus? – Ergebnisse der Befragung

2

meisterwahlen  waren erfolg-
reich, weil unserer Arbeit
Vertrauen entgegengebracht
wird. Unser Einsatz hat sich
gelohnt.  
DIE LINKE wird den Weg für
ein sozial gerechtes
 Brandenburg auch in den
nächsten fünf Jahren
 konsequent fortsetzen.

(Fortsetzung von SEITE 1)
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Die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im Brandenburger Landtag, Anita Tack, fuhr am 23. September
mit Rolf Kutzmutz und Hans-Jürgen Scharfenberg in der historischen Tatrabahn des Potsdamer Verkehrsbetriebs durch
die Landeshauptstadt. Dabei hat sie über eines der Schlüsselvorhaben aus dem Wahlprogramm der Brandenburger
 LINKEN, die elternbeitragsfreie Schülerbeförderung, sowie über die Zukunft des Bahnhofes Pirschheide informiert.

Ziel der LINKEN:

Elternbeitragsfreie Schülerbeförderung

Vernunft in der 
Wasserstraßenplanung?
Noch kurz vor den Bundestagswahlen
hat das Bundesverkehrsministerium
verlauten lassen, dass auf die Abbagge-
rung der Kanal- und Flussufer an der Ha-
vel, am Sacrow-Paretzer-Kanal und an
der Spree verzichtet werden soll.
„Späte Einsicht ist besser als keine!
Wenn es nicht nur Wahlkampfgetöse
ist, so wäre dies ein  riesiger Erfolg des
jahrelangen Kampfes auch von den LIN-
KEN im Brandenburger Landtag und im
Aktionsbündnis gegen das unwirt-
schaftliche und völlig überzogene Ver-
kehrsprojekt VDE 17. Den Erfolg feiern
wir allerdings erst, wenn er sich auch
bewahrheitet“, erklärte die verkehrspo-
litische Sprecherin AnitaTack:
Die Wasser- und Schifffahrtsdirektion
Ost als die planende Behörde ist nun 
am Zuge, denn sie muss im schweben-
den Vergleichsverfahren zur Klage vor
dem Bundesverwaltungsgericht gegen
den Planfeststellungsbeschluss für den
Ausbau des Sacrow-Paretzer-Kanals eine
gute Planung für eine Natur schonende
Sanierung der Wasserwege vorlegen.
Und die muss akzeptiert werden.

Die 
nächste 
Ausgabe

von 

Potsdams
andere 
Seiten 
erscheint 

am Dienstag, 
3. November

2009
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Sozial, auch nach der Wahl…
Einem politischen Erdrutsch

gleich kommt das Wahl ergebnis
durch die hohen Verluste der
SPD bei gleichzeitigen Verlusten
der Union. Keine der beiden Re-
gierungsparteien konnte hinzu-
gewinnen. Alle drei Oppositi-
onsparteien gewinnen hinzu,
am stärksten die FDP. Sie schafft
zugleich den Wechsel in die Re-
gierung.

Verantwortlich für diese
schwarz-gelbe Koalition und für
die nun zu erwartende Politik
eines noch stärkeren Sozialab-
baus ist zu großen Teilen eine
SPD, die sich zu einer neolibera-
len Partei entwickelte und z.B.
mit Hartz IV und der Rente mit
67 Weichenstellungen vor-
nahm, die zu Recht als Abkehr
von sozialdemokratischen
Grundsätzen empfunden
wurde. Die Folge: Mehr als vier
Millionen traditionelle SPD-
Wählerinnen und -wähler blie-
ben zu Hause, weitere zwei Mil-
lionen wählten eine andere Par-
tei. Das hat die Wahl für
Schwarz-Gelb entschieden. Es
bleibt zu hoffen, dass die SPD
aus dieser Erfahrung die richti-
gen Schlüsse zieht, also nicht
„weiter so“!

Im 17. Deutschen Bundestag
verfügen Union und FDP über
eine Mehrheit von 332 der vor-
aussichtlich 622 Abgeordneten.
Getragen wird dieser Wechsel
von der Schwäche der SPD und
der Stärke der FDP. Die 17. Bun-
destagswahl rief einige Ergeb-
nisse hervor, die es zu erwähnen
lohnt.

Die Wahlbeteiligung war mit
70,8% der Wahlberechtigten so

niedrig wie noch nie seit Grün-
dung der Bundesrepublik. Die
Unionsparteien erzielten mit
33,8% ihr schlechtestes Ergebnis
nach der Wahl 1949. Die SPD er-
reichte mit 23,0% nochmals 5,8
Prozentpunkte weniger als bei
ihrem bisherigen Tiefpunkt
1953. Die FDP erzielte mit 14,6%
ihr bestes Ergebnis seit Grün-
dung der Bundesrepublik. DIE
LINKE erzielte ihr bestes Bun-
desergebnis, ebenso wie die
Grünen. DIE LINKE gewann erst-
mals außerhalb Berlins Direkt-
mandate, und zwar: eins in
Mecklenburg-Vorpommern,

zwei in Thüringen, vier in Bran-
denburg und fünf in Sachsen-
Anhalt. In Berlin wurden zum
zweiten Mal 4 Direktmandate
gewonnen.

960.000 Wähler wechselten
von der SPD zur LINKEN, die
bundesweit einen Zugewinn
von 1.020.000 Stimmen ver-
zeichnet und ihr bestes Bundes-
tags-Wahlergebnis erreichte.

Das zeigt nicht nur der Gewinn
an Zweitstimmen. Erstmals
konnte DIE LINKE aufgrund des
Zugewinns an Erststimmen
auch außerhalb Berlins Direkt-
mandate gewinnen. Für den
Bundestag erhielt die SPD in
Brandenburg 110.000 Stimmen
weniger. Stärkste Partei wurde
hier DIE LINKE. Die CDU lag
ebenfalls deutlich über ihrem
Landtagswahlergebnis.

Der Vergleich mit der gleich-
zeitig stattfindenden Landtags-
wahl zeigt das deutliche Aus-
einanderfallen zwischen der Zu-
stimmung für die Landes-SPD

und den Minis -
terpräsidenten
Platzeck auf
der einen Seite
und derjeni-
gen für die
Bundes-SPD.
Im Land  be-
hauptet sich
die SPD als
stärkste Partei.
Von den rund
220.000 Stim-
men, die mehr
a b g e g e b e n
wurden, er-
hielt die SPD
ü b e r d u r c h -

schnittlich viele (85.000), so
dass sie mit 33,0% gestärkt in
den Landtag einzieht. Ein Ver-
dienst der inhaltsleeren SPD-
Strategie: „Zweitstimme ist Plat-
zeck-Stimme“. DIE LINKE wird
erneut zweitstärkste Partei. Sie
gewinnt über 50.000 Stimmen
hinzu, bekommt aber – auf-
grund der stärkeren Wahlbetei-
ligung – nur 27,2% statt 28,0%

in 2004. Vor diesem Hinter-
grund ist das Ergebnis DER LIN-
KEN in Potsdam zu betrachten:
Sowohl nach Zweit stimmen als
auch nach Erststimmen hat DIE
LINKE zugelegt – bei den Erst-
und Zweitstimmen für die Bun-
destagswahl stehen wir in Pots-
dam an erster Stelle.

Rolf Kutzmutz hat das Direkt-
mandat für den (Teile von Pots-
dam-Mittelmark und Teltow-
Fläming umfassenden) Bundes -
tagswahlkreis 62 nur um 201
Stimmen verfehlt, in der Stadt
Potsdam selbst lag er deutlich
auf Platz Eins. Hans-Jürgen
Scharfenberg hat den Landtags-
Wahlkreis 22 mit 42,8% zurück-
gewonnen und trotz massivster
Unterstützung für den SPD-Di-
rektkandidaten Mike Schubert
diesen deutlich distanziert. Er

erreichte eines der besten Er-
gebnisse der direkt gewählten
Landtagskandidaten. Das „Du-
ell“ mit seinem Kontrahenten
hat er eindeutig für sich ent-
schieden – mit diesem Wahler-
gebnis wurde auch seine Arbeit
als Vorsitzender der Stadtfrak-
tion eindrucksvoll bestätigt.
Anita Tack hat mit einem re-
spektablen Ergebnis im Land-
tags-Wahlkreis 21 eine gute
Grundlage für die weitere Ent-
wicklung im Potsdamer Norden
gelegt. Sie wird wiederum über
die Landesliste in den Landtag
einziehen.

DIE LINKE hat in Potsdam
auch deshalb gut abgeschnit-
ten, weil unsere Abgeordneten
im Stadtparlament und im
Landtag nicht nur vor den
Wahlen, sondern auch nach den
Wahlen vor Ort sind und die All-
tagsprobleme der Bürgerinnen
und Bürger aufgreifen.

Auf der Landesebene geht es
jetzt darum, den Wähle rauftrag
zu einem Politikwechsel in Bran-
denburg umzusetzen, das geht
parlamentarisch nur gemein-
sam mit der SPD. Und es setzt
voraus, dass die SPD die Ziele,
die sie im Wahlkampf vertreten
hat (z.B. Vergabegesetz, Min-
destlohn, Verbesserungen im
Bildungsbereich, mehr Personal
in Kitas und Schulen), nach den
Wahlen auch zum Maßstab ih-
res Handelns macht.

Und in Potsdam wird DIE
LINKE sich weiter für eine bür-
gernahe und an Sachthemen
 orientierte Politik engagieren.
Wir halten uns an unser Motto:
sozial, auch nach der Wahl!

Günther Waschkuhn
Kreisvorsitzender 
DIE LINKE Potsdam

Wir sind nicht Teil der diversen
Farbenspiele, weil es zur Zeit kei-

nen für uns koalitionsfähigen Partner
im Bundestag gibt. Die anderen Parteien
befinden sich bei den meisten Fragen in
einer Konsenssoße, in die wir nicht hin-
ein wollen. Das betrifft den Krieg in
 Afghanistan, Rentensenkung und Rente
ab 67, Hartz IV, den Verzicht auf eine Ver-
mögenssteuer und anderes mehr. Wür-
den wir in dieser Konsenssoße mitmi-
schen, wären wir
schlicht überflüssig.

„

“ Gregor Gysi

Das Potsdamer Wahlkampfteam am Wahlabend.
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Nicht nur Bohnenkaffee war in
der jungen DDR eine Mangel-
ware – es fehlte an vielem, wo -
rum man sich ernsthaft Gedan-
ken machen musste. Sicherlich,
die Frage, wer welche Menge
Bohnenkaffee erhalten sollte,
war nicht die wichtigste, doch
sie wurde gestellt – von der
„Märkischen Volksstimme“ in

einem Preisausschreiben. Am
26. Oktober 1949 erfolgte die
Auswertung der 200 Zuschrif-
ten. Sieger wurde Kurt Neuen-
dorf, Gutenbergstraße 88. Sei-
nen Vorschlag gab die Presse
folgendermaßen wider: 

„Danach soll die BGL jedes Be-
triebes eine Liste mit den Inter-
essenten für Bohnenkaffee auf-

stellen. Die HO soll dann in Ver-
bindung mit dem FDGB die Be-
triebe in einer bestimmten Rei-
henfolge berücksichtigen und
dabei die Wichtigkeit des Betrie-
bes für den Zweijahrplan, den
Umfang der gesundheitsschä-
digenden Arbeiten und die
Nachtarbeit besonders in Be-
tracht ziehen. Um die übrige Be-

völkerung nicht zu benachteili-
gen, soll ein Teil des anfallenden
Bohnenkaffees in den Geschäf-
ten und Kiosken verkauft wer-
den.“

Übrigens erhielt Kurt Neuen-
dorf als Sieger 500 g Bohnen-
kaffee.  

Wer soll Bohnenkaffee bekommen?

Am 1. Dezember 1936, auf dem
Weg in die vordersten Stellun-
gen bei Madrid, wurde Hans
Beimler (geb. am 02. Juli 1895),
Beauftragter des ZK der KPD in
Spanien, von einer feindlichen
Kugel tödlich getroffen – Herz-
schuss. Im Nach ruf des ZK der
KPD hieß es am 03. Dezember:
„Die KPD senkt ihre Fahnen vor
diesem tapferen kommunisti-
schen Führer, dessen ganzes Le-
ben der großen Sache des deut-
schen und internationalen Frei-
heitskampfes gewidmet war.“

Bereits als Lehrling hatte sich
Hans Beimler im Deutschen Me-

tallarbeiterver band engagiert.
Die Oktoberrevolution erlebte er
als Maat der Kaiserlichen Kriegs-
marine vor den Küs ten Rus-
slands. Bei Ausbruch der Revolu-
tion in Deutschland eilte er in
seine Geburtsstadt München
und wurde bald eines der ersten
Mitglieder der KPD in Bayern. Zu
zwei Jahren Fes tungshaft verur-
teilt, gab er seine Positionen
nicht auf. 1925 wurde er zum Se-
kretär der KP Bezirks leitung Süd-
bayern gewählt. 1932 kam Hans
Beimler in den Deutschen
Reichstag. Im April 1933 verhaf-
tet, wurde er ins KZ Dachau ver-

bracht. Ihm gelang die Flucht ins
Ausland. Bereits im August 1936

traf Beimler in Spanien ein. 
Am 04. Oktober 1969 wurde

vor dem damaligen Pio nierhaus
„Erich Weinert“ ein Gedenkstein
für die deutschen Interbrigadi-
sten in Anwesenheit von Lud wig
Renn, Stabschef der 11. Interna-
tionalen Brigade, eingeweiht. Da
wurde auch Hans Beimlers ge-
dacht. 

Auf dem Stein das Symbol der
Interbrigadisten. Nach 1990 al-
lerdings verschwand dieses Zei-
chen. War es ein Hobbysammler?
War es Vandalismus? War es re-
gierungsamtliche Absicht?

Hans Beimler, Kamerad

Am 03. Januar 1959 hatte die Ju-
gendbrigade „Nikolai Mamai“
aus dem VEB Elektrochemisches
Kombinat Bitterfeld DDR-weit
dazu aufgerufen, den Kampf
darum zu führen, auf sozialisti-
sche Weise zu arbeiten, zu lernen
und zu leben. Damit sollte der
Kampf um hohe Produktionslei-
stungen verbunden werden mit

gemeinschaftlicher sozialisti-
scher Lebensweise und Bildung.
Neben den Produktionsplan trat
der Kultur- und Bildungsplan.
Diese Initiative – gestützt von
Partei und Gewerkschaft –
wurde Ausgangspunkt für eine
breite Massenbewegung in der
DDR.   

Am 06. Oktober 1959 – auf der

Festsitzung der Stadtverordne-
tenversammlung Potsdam an-
lässlich des 10. Jahrestages der
Gründung der DDR – verkündete
der Oberbürgermeister Wilhelm
Rescher, dass 180 Brigaden aus
der Industrie und dem Handel
um den Titel „Brigade der sozia-
listischen Arbeit“ kämpfen. 

Am gleichen Tag gab es auch

die ersten Auszeichnungen für
Brigaden. In Potsdam erhielten
die Brigade „Philipp Müller“ aus
dem VEB Lokomotivbau „Karl
Marx“ Babelsberg und die Ar-
beitsgemeinschaft „Arbeits-
platzverdichtung“ aus dem RAW
Potsdam den Titel „Brigade der
sozialistischen Arbeit“. -rt 

Die ersten „Brigaden der sozialistischen Arbeit“

Oktober 1949

Oktober 1969

Oktober 1959

Gegen Ende des 19. Jahrhun-
derts hatte die revolutionäre So-
zialdemokratie weltweit an Ge-
wicht gewonnen. Das unter-
streicht einmal mehr der Inter-
nationale Sozialistenkongress
vom 14. – 20. Juli 1889 in Paris,
der zugleich die Geburtsstunde
für den 1. Mai als Kampftag des
Proletariats wurde. 

Die Beschlüsse dieses Kon-
gresses strahlten auch bis Pots-
dam aus. Am 08. Oktober 1889
findet eine Maurerversamm-
lung in Potsdam (ca. 200 Teil-
nehmer) statt. Im Polizeibericht
heißt es über die Ausführungen
des Redners: „Eine gewerbliche
Vereinigung sei absolut not-
wendig, nur vereint könne man,

wie die Erfahrung lehrt, etwas
leisten, dem Drucke widerste-
hen. Geschlossen müsse man
sein, der einzelne sei sonst ein
schwankendes Rohr, sowohl in
der politischen als auch in der
gewerkschaftlichen Gesell-
schaft. Ebenso wie seinerzeit die
Sklaverei und die Leibeigen-
schaft sich überlebt habe und

abgeschafft worden sei, weil sie
nicht mehr am Platze war, so ist
das heutige Lohnsystem auch
nicht mehr am Platze, und emp-
fiehlt sich die Abschaffung des-
selben.“

120 Jahre nach dieser Ver-
sammlung ist den Forderungen
der Versammelten wenig hinzu-
zufügen. 

„…empfiehlt sich die Abschaffung desselben.“

Oktober 1889

Am 20. Oktober 1944 – noch am
Tage seiner Verurteilung durch
den sogenannten Volksgerichts-
hof – wird der Sozialdemokrat
Hermann Maaß hingerichtet
(geboren am 23. Oktober 1897).
Die Angst der braunen Macht-
haber vor dem, was er dachte
und vertrat, muss sehr groß ge-
wesen sein. Am 12. August 1944,

bereits in Haft, bekennt Her-
mann Maaß, dass er Zweifel
daran hegte, „…ob das Politische
oder Staatsmännische ganz das
treffen könnte, was ich als Er-
füllung meines Wesens suchte.“
Dann aber fährt er, der sich eins
fühlte mit den Männern um
Claus Graf Schenk von Stauffen-
berg, mit Sicherheit fort: „Was

ich immer wieder als meine per-
sönlichste Aufgabe fühlte, der
ich mich auch in diesen Stunden
nicht entsagen kann, ist die Mit-
schöpfung eines neuen, unseres
Zeitalter gemäßen, umfassen-
den Ethos, dass die kleinen und
großen Gemeinschaften durch-
dringt und die menschlichen
Unzulänglichkeiten kennt und

die tausenderlei persönlichen
und gruppenmäßigen Egois-
men zurückdrängt und über-
windet.“

Dieser Anschauung wegen
löschte ihn die braune Justiz
aus. 

Hermann Maaß – hingerichtet seiner Anschauung wegen

Oktober 1944
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Lokales Bündnis 
für Familie 
in Potsdam-Süd
Am 18.09.09 trafen sich im
Otto-Nagel-Club in der Wald-
stadt II Akteure des gesell-
schaftlichen Lebens des Wohn-
gebietes, um unter Leitung des
Breitband e.V. über den Aufbau
eines Lokalen Bündnisses für
Familie zu diskutieren. Ziel die-
ses Treffens war es, über die
bundesweite Initiative zu infor-
mieren, sich einen Überblick
über die in Potsdam-Süd be-
reits bestehenden Aktivitäten
und Angebote für Familien-
freundlichkeit zu verschaffen
und die Voraussetzungen dafür
zu beraten, ein solches Bündnis
für Familie offiziell zu gründen.
Den etwa 40 potentiellen
Bündnisparteien waren 15 der
Einladung gefolgt.  Das waren
neben den Vertretern des Ju-
gendamtes vor allem 3 Mitglie-
der der Bürgerinitiative Wald-
stadt,  2 Vertreter der Siedlun-
gen Eigenheim, die Leiterin der
Medienwerkstatt Am Schlaatz
und der Leiter der Tanzschule
Balance. Nach einer Ein-
führung in die Initiative durch
das Servicebüro Berlin wurden
Ideen gesammelt, gebündelt
und in zwei Arbeitsgruppen zu
konkreten Vorhaben forma-
tiert. Eine AG möchte auf kul-
turellem Gebiet wirken und
eine Theaterpatenschaft orga-
nisieren, sich um Familienrei-
sen kümmern und Tanzpro-
jekte durchführen. Die zweite
befasste sich mit dem Aufbau

von Strukturen, möchte über
einen „Ball der Netzwerker“ im
Januar möglichst viele Mit-
streiter gewinnen und nach
der guten Erfahrung des gelun-
genen Stadtteilfestes anläss-
lich des 30-jährigen Bestehens
der Waldstadt II im Frühsom-
mer zu einem „Fest der Gene-
rationen“ einladen. 

Eine Bündnisgründung wird
für den Sommer 2010 avisiert.
Bis dahin wird ein vierköpfiges
Leitungsgremium die Entwick-
lung steuern, dem der Leiter
des Breitband e.V. Jürgen
Knape, der Vorsitzende der Bür-
gerinitiative Waldstadt, Tino
Henning, die Organisatorin des
Lokalen Bündnisses Am Stern,
Drewitz, Kirchsteigfeld, Katrin
Feldtmann, und die Abtei-

lungsleiterin des Regional-
teams 3, Sabine Reisenweber,
ange hören.

Der Oberbürgermeister be-
grüßte bei seiner kurzen Stipp-

visite ausdrücklich die Bünde-
lung familienfreundlicher Ak-
tivitäten und wünschte allen
Beteiligten viel Erfolg. Dem
wollen wir uns als Mitakteure

gern anschließen und rufen
alle Interessierten zur ideenrei-
chen Mitarbeit auf. 

Hella Drohla
SVV, Fraktion DIE LINKE

Mehr Sachlichkeit und weniger „Showkämpfe“
Gabriele Herzel und Stefan Wollenberg: Erfahrungen nach einem Jahr als Stadtverordnete

Die Abläufe der Frakti-
onsarbeit und die Ar-

beit in den Ausschüssen
mussten erst einmal „er-
lernt“ werden. Dabei
wurde ich nie allein gelas-
sen, bekam jederzeit Rat
und Unterstützung. An-
träge unserer Fraktion
entstehen im engen Kon-
takt mit Bürgern und zie-
len darauf ab, positive Ver-
änderungen zu bewirken. 

Über jeden Antrag wird
in der Fraktion vorher
gründlich beraten und
auch kontroverse Meinun-
gen werden diskutiert mit
dem Ziel, an schließend im
Plenum mit gemeinsamer
Sprache auftreten zu kön-
nen.

Was mir fehlt, ist oft-

mals eine sachliche Prü-
fung unserer Vorschläge
beziehungsweise eine
breitere Beteiligung der
Bürger an kommunalpoli-
tischen Entscheidungen
seitens der Verwaltung.
Als sehr positiv werte ich
die Hartnäckigkeit, mit

der unsere Fraktion am
Ball bleibt, sprich ihre An-
träge immer wieder ein-
bringt (kostenloses Schul -
essen, Kommunale Ver-
antwortung für Bildung,
Kaufhallenerhalt in den
Stadtgebieten, Förderung
der Jugendkultur, Unter-
schriftensammlung für
ein freies Ufer am Grieb-
nitzsee u.v.a.).

Als Mitglied im Sozial-
ausschuss richte ich mein
Wirken auf die Belange Äl-
terer (Umsetzung des
neuen Ehrenamtskonzep-
tes der Stadt, Mitarbeit im
Netzwerk „Älter werden
in Potsdam“, bezahlbare
Wohnungen für Ältere). 

Gabriele Herzel

Nach einem harten
Wahlkampf gelang

es uns im vergangenen
Herbst, erneut als stärks -
te Fraktion in die SVV ein-
zuziehen. Ein Erfolg, der
viele Väter hatte. An uns
war es nun, etwas daraus
zu machen. Ich denke, wir
kommen nicht umhin
festzustellen, dass uns das
nur eingeschränkt gelun-
gen ist.

Trotz inhaltlicher An-
knüpfungspunkte gerade
auch im Bildungsbereich
zwischen den beiden
„großen“ Fraktionen kam
es anders. So kam es z.B.
zur Festschreibung eines
Schulentwicklungsplanes,
der trotz gegenteiligen El-

ternwillens und anderer
Positionen auch in der
SPD die Gesamtschule in
Potsdam weiter zurück-
drängt und die Teilung in
Gymnasium und Ober-
schule vorantreibt. Eine
Entwicklung, die ihre ne-

gativen Wirkungen erst in
einigen Jahren entfalten
wird und schwer umzu-
kehren ist.

Das Plenum mit seinen
„Showkämpfen“ erinnert
doch sehr an die negati-
ven Elemente von Land-
und Bundestag mit ihren
festgefügten Fronten.
Sehr viel leichter und an-
genehmer ist die sachori-
entierte Arbeit in den Aus-
schüssen. Ich erhoffe mir
für die Zukunft mehr von
dieser Sachorientierung in
allen Bereichen – und
echte Gesprächsbereit-
schaft unter allen Fraktio-
nen.

Stefan Wollenberg

Mit der Neugestaltung der Freianlagen der AWO-Kita „Spatzenhaus“ wurde das letzte Bauvorhaben im Rahmen
des Städtebauförderungsprogramms zur Weiterentwicklung großer Neubaugebiete in der Waldstadt II zum Ab-
schluss gebracht. Unser Foto: Einweihung im Beisein des Baubeigeordneten Matthias Klipp (Mitte).

Der Bahnhof Pirschheide fristet
ein Schattendasein und droht zu
verfallen. In seiner Nachbarschaft
befinden sich größere Hotels so-
wie ein großer internationaler
Campingplatz und zahlreiche Ar-
beitsplätze. Gespräche mit den
Hotel- und Campingplatzbetrei-
bern ergaben, dass die Attrakti-
vität ihrer Einrichtungen und des
gesamten Raumes durch gute
Bahnverbindungen über den
Bahnhof Pirschheide, vor allem
zum Flughafen Schönefeld bzw.

künftigen BBI, zur Universität
Potsdam und zum Wissen-
schaftspark Golm, erhöht wer-
den könnte. In einem von der
Stadt Potsdam in Auftrag gege-
benen Fachgutachten ist jedoch
ein Halt der RB-Linie 22 zum BBI
in Pirschheide nicht vorgesehen.
Bisher scheint auch die Landes-
hauptstadt wegen der schnelle-
ren Verbindung nach Golm bereit
zu sein, den Bahnhof Pirschheide
aufzugeben. Die DB AG versucht
seit längerer Zeit, das Bahnhofs-

gebäude zu verkaufen. Seitens
der Stadt existieren jedoch kei -
nerlei Zukunftspläne für das
Bahnhofsgelände/-gebäude, und
der Oberbürgermeister will da-
her von einem möglichen Vor-
kaufsrecht der Stadt keinen Ge-
brauch machen.

DIE LINKE fordert seit längerer
Zeit die Stadtverwaltung auf, in
Zusammenarbeit mit dem Mini-
sterium für Infrastruktur und
Raumordnung, der Deutschen
Bahn AG, dem Verkehrsverbund

Berlin-Brandenburg und den An-
liegern (Hotels, LBS, Camping-
platz, Nutzern des Bahnhofsge-
bäudes u.a.) eine zukunftsfähige
Lösung für die Ausgestaltung des
Nahverkehrsknotenpunktes
Bahnhof Pirschheide zu erarbei-
ten. 

Das letzte Wort in Sachen Nah-
verkehrsknoten Pirschheide darf
noch nicht gesprochen sein.  DIE
LINKE will, dass der Bahnhof
Pirschheide aus seinem Dornrös -
chenschlaf erweckt wird. 

Der Bahnhof Pirschheide muss eine Zukunft haben!
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Konsequent sozial: 15 Punkte-Programm der LINKEN 
für die Entwicklung Potsdams

Potsdamer Unternehmen und
Mittelstand konsequent för-
dern: 

Kleine Ausschreibungslose für
kleine Bieter. Erfahrungen ande-
rer Kommunen abrufen. Regio-
nales Know-how entdecken:
Bieterlisten aktualisieren, Mikro-
kreditprogramm auflegen.

Konjunkturpaket konsequent
umsetzen: 

Baumaßnahmen zügig organi-
sieren. Standortentscheidung
für Neubau Uni-Sporthalle tref-
fen, Impulse für Potsdams Wirt-
schaft durch optimierte Aus-
schreibungen sichern. Transpa-
renz bei Baufortschritten garan-
tieren. 

Wohngebietszentren konse-
quent entwickeln: 

Kommunikation, Kaufen und
Kultur, Erhalt der Kaufhallen,
Bürgerbeiräte für Dialog zwi-
schen Anbietern und Konsu-
menten. Genossenschaftsmo-
dell für Lebensmittelhandel prü-
fen. Gastspielkultur stärken.

Bezahlbaren Wohnraum konse-
quent sichern: 

Stärkere Verantwortung für
städtisches Wohnungsunter-
nehmen. Bauflächen für Ge-
schosswohnungsbau vorrangig
ausweisen. Land konkret in die
Förderpflicht nehmen, „Runder
Tisch Wohnungspolitik“, um Lö-
sungspotenziale auszuschöp-
fen.
Kostenloses Schulessen konse-
quent verwirklichen: 

Bürokratie abschaffen „Tisch, Ta-
fel und Teller“ gehören gratis zu-
sammen: Ein entgeltfreies, war-
mes Mittagessen für sozial be-
dürftige Kita- und Schulkinder
ist für eine familiengerechte
Kulturstadt wie Potsdam Pflicht. 
Elternbeitragsfreien Schülerver-
kehr 

konsequent als Landesaufgabe
und als städtischen Stufenplan
umsetzen.

Jugendfreizeit-Kultur konse-
quent aufwerten: 

Schließungen (Spartacus/S 13)
ausgleichen. „FreiLand“-Projekt
für selbstverwaltete Vielfalt
ohne Verzug umsetzen. Keine
weitere Verdrängung der Ju-
gend aus der Innenstadt, Pots-
dam wird Lebensort für Studie-
rende. 

Kita-Betreuung konsequent ver-
bessern: 

Bedarfsgerechte Betreuungs-
schlüssel für die Kitas. Stufen-
modell: Personelle Verstärkung
mit kommunaler Kraft zielge-
richtet in sozialen Schwerpunk-
ten starten. Träger-Konferenz für
Bedarfsplanung stärken.

Einzelhandelskonzept konse-
quent kundenorientiert umset-
zen: 
Förderung der Innenstadt und
langfristige Sicherung der Zu-
kunftsfähigkeit von Stern-Cen-
ter und Bahnhofspassagen. Ein-
kaufsstraßen-Management zu-
gunsten von Bürgern und Tou-
risten. Bürgerbeirat schaffen. 

Weitere Bebauung 

am Alten Markt und Innen-
stadtentwicklung konsequent
transparent und im Dialog mit
den Bürgerinnen und Bürgern
gestalten.

Schwimmhalle am Brauhaus-
berg konsequent sanieren: 

Effizientere und preiswertere
Rekonstruktion und Erweite-
rung am Idealstandort verwirk-
lichen, Bürgerwunsch respektie-
ren. Bestand sichern, teure
„Spaß“-Modelle versenken, Ein-
beziehung „Minsk“ in die Um-
gestaltung Brauhausberg prü-
fen.

Freie Uferwege konsequent be-
wahren und durchsetzen: 

Uferpark-Pläne am Griebnitzsee
umsetzen, Wege am Groß Glie-
nicker und Fahrländer See juri-
stisch wasserfest sichern, Bür-
gerbegehren zum Erfolg führen,
Seen-Artikel der Landesverfas-
sung präzisieren.

Hafenzone konsequent mit An-
liegern umgestalten: 

Der Weißen Flotte als Herz und
Gesicht des Wassertourismus
ihren gebührenden Platz si-
chern, Aussicht „vom und für“
das Hotel Mercure langfristig si-
chern.

Fertigstellung der Humboldt-
brücke und L 40 konsequent
realisieren: 

Landesförderung ist fortzu-
führen und der Lärmschutz für
die Anwohnerinnen und An-
wohner ist zu verstärken.

Schnelle Bahnverbindung zum
Flughafen BBI konsequent reali-
sieren: 

Dazu Halt am Bahnhof Pirsch-
heide einrichten zur Anbindung
der anliegenden Einrichtungen,
Hotels, des internationalen
Campingplatzes, des Luftschiff-
hafens und der Wohnbevölke-
rung und mehr Fernverkehrs-
halte am Hauptbahnhof. 

Rolf Kutzmutz
Anita Tack
Dr. Hans-Jürgen Scharfenberg



Vor einem Jahr wurde die Stadtverord-
netenversammlung Potsdam neu ge-
wählt. DIE LINKE wurde erneut stärkste
Kraft. Nun behauptet ein Stadtverord-
neter, dass durch Ihre sture Haltung die
Linksfraktion weitgehend isoliert sei.
Wie sehen Sie das?

Hans-Jürgen Scharfenberg: Das ist
schlichtweg unzutreffend. Wir stellen
mit Anita Tack die Bauausschussvorsit-
zende, mit Jana Schulze die Sozial -
ausschuss vorsitzende, und Karin Schrö-
ter leitet den Kulturausschuss. Wir haben
seit Oktober 2008 insgesamt 83 Anträge
in die Stadtverordnetenversammlung
eingebracht, davon wurden 38 angenom-
men, 22 abgelehnt, 4 haben wir zurück-
gezogen und 6 haben sich erledigt, weil
sich die Verwaltung der Themen ange-
nommen hatte. 13 Anträge befinden sich
noch in der Diskussion in den Ausschüs-
sen. Im Übrigen war der erste Antrag die-

ser Wahlperiode von uns gestellt und
einstimmig angenommen und zwar zum
Thema „Abschluss der Schul- und Kita-
sanierung bis 2014“. Wer da behauptet,
wir seien isoliert und würden nichts be-
wegen, muss sich Realitätsverlust vor-
werfen lassen.

Ihre Partei ist mit dem Slogan „Konse-
quent sozial für Potsdam“ in den Wahl-
kampf gezogen. Auf welche Themen
konzentrieren Sie sich, um dieses Wahl-
versprechen umzusetzen?

Hans-Jürgen Scharfenberg: Wir haben
uns, wie in den vergangenen Legislatur-
perioden auch, darauf konzentriert, un-
sere Stadt mit all ihren Orteilen zu ent-
wickeln. Wir haben die Wohngebietszen-
tren im Blick, die landwirtschaftliche Ent-
wicklung als völlig neues Wirtschaftsfeld
der Landeshauptstadt, die Ansiedlung
von Unternehmen, um Arbeitsplätze zu

schaffen. Porta und Erhard & Söhne sind
nun angekommen. Wir engagieren uns
für die Weisse Flotte und die bedarfsori-
entierte Sorti mentsentwicklung in den
Bahnhofspassagen und im Sterncenter. 

Wir setzen uns konsequent für Jugend-
kultur ein. Das FreiLand-Projekt wird hef-
tig diskutiert, wir bleiben hartnäckig und
wollen, dass sich die Stadtwerke hier en-
gagieren. Wir sind mit unserem Vor-
schlag zur Sanierung des Bades auf dem
Brauhausberg  im Gespräch, reden mit
Investoren, damit die Wohngebietszen-
tren belebt und Einkaufsmöglichkeiten
gesichert werden. Wir kämpfen zusam-
men mit vielen anderen um den freien
Uferzugang zum Griebnitzsee, das Bür-
gerbegehren läuft, setzen uns aber auch
dafür ein, dass die Seen rund um Pots-
dam nicht priva tisiert werden, sondern
allen zugänglich bleiben. Und: Wir wol-
len, dass das städtische Wohnungsun-
ternehmen nicht nur die bislang geplan-
ten 47 Wohnungen baut, sondern we-
sentlich mehr bedarfsgerechte und be-
zahlbare Wohnungen für junge Familien,
Allein erziehende, Studierende und Seni-
oren. Dazu sind wir seit längerer Zeit mit
der Landesregierung im Kontakt, damit
die Landesförderprogramme entspre-
chend verändert werden, so dass auch
die aufstrebende Landeshauptstadt in
den Genuss von Fördermitteln kommen
kann.

Und Bildung?

Hans-Jürgen Scharfenberg: Das ist für
uns eine vorrangige Aufgabe. Und zwar
gute Bildung von Anfang an und ohne
Abhängigkeit vom Geldbeutel der Eltern.

Wir kämpfen sowohl in der Stadt als
auch im Land um die Verringerung des
Personalschlüssels für die Kitas, darum,
dass jedes Kind, unabhängig vom Geld-
beutel der Eltern einen Kita-Platz und
damit schon von klein auf eine gute Bil-
dung bekommt. Wir kämpfen für die Sa-
nierung von Schulen und Kitas, das ha-
ben wir ja bereits mit unserem Begleit-
beschluss zur mehrheitlichen Zustim-
mung zum Landtagsneubau bewiesen.
Der Schulcampus am Stern ist ein sol-
ches Ergebnis unseres hartnäckigen
Dranbleibens. Und wir wollen kleine Kita-
Gruppen und Schulklassen, damit sich
die Pädagogen tatsächlich um die Kinder
kümmern können. 

Auf DIE LINKE ist Verlass. Wir sind wei-
terhin an Infoständen, beim Rathausre-
port life und über unseren Wegweiser
für jede und jeden erreichbar. 

Sie haben sich Ende September gemein-
sam mit Rolf Kutzmutz und Anita Tack
mit einem 15-Punkte-Programm für
Potsdam an die Öffentlichkeit gewandt.
Was steht da drin?

Hans-Jürgen Scharfenberg: Wir haben
die Themen aufgeschrieben, die uns in
der nächsten Zeit intensiv beschäftigen
werden. Arbeit, Solidarität, Wirtschaft,
Wohnen, Freizeit, Bildung, Sport, Kultur,
Leben in Würde und Klima und Umwelt-
schutz. (Nähere Infos siehe SEITE 6)

Hans-Jürgen Scharfenberg grillte für die
 Jüngsten Am Stern.
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Auf 
DIE LINKE
ist Verlass
Im Interview: Hans-Jürgen Scharfenberg, Vorsitzender 
der Fraktion DIE LINKE in der Stadtverordnetenversammlung
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„Jäkel-Bad“ – gut und günstig
Städtebaulicher Entwurf und Vorplanung für Schwimmhalle Brauhausberg – Anbau eines Erlebnisbades

Die Schwimmhalle am Potsda-
mer Brauhausberg verfügt über
50-Meter-Wettkampfbahnen
für das Sportschwimmen. Die
Halle wird dringend für Schul-
schwimmen, Sportschwimmen
und für Freizeitsport benötigt.
Die in den siebziger Jahren er-
baute Schwimmhalle weist eine
interessante Architektur auf, ist
jedoch sanierungsbedürftig. Der
Baukörper wurde kürzlich be-
reits teilsaniert. Ein Erlebnisbad
gibt es in Potsdam gar nicht, ob-
wohl für die mehr als 150.000
Einwohner der Landeshaupt-
stadt Potsdam ein Bedarf an ei-
nem Erlebnisbad vorhanden ist.
Darüber hinaus würde ein sol-
ches die touristische Bedeutung
der Stadt stärken. So die Über-
legungen von Dipl.-Ing. Ralf
Jäkel (StVV, DIE LINKE) und sei-
ner Tochter Katja (Architektur-
studentin), die am 18. Septem-
ber 2009 der Presse ihren Ent-
wurf für einen Anbau eines Er-
lebnisbades am Standort der
existierenden Sportschwimm-
halle am Brauhausberg vorstell-
ten.

Ralf Jäkel und Tochter gehen
davon aus, dass die vorhandene
Sportschwimmhalle Brauhaus-
berg nicht abgerissen werden
soll und keine dezentrale Ersatz-
halle gebaut werden soll. „Wir
planen, neben der Schwimm-
halle einen Ergänzungsbau für
ein Erlebnisbad zu errichten“, so
der Stadtverordnete. Dieses Bad
ist so konzipiert, dass es über ei-
nen eigenen Einlassbereich so-
wie Umkleideräume und Du-

schen verfügt und für die Dauer
der Sanierung der Bestands-
schwimmhalle auch separat be-
trieben werden kann. In dem Er-
lebnisbad sind ein großes Erleb-
nisbecken mit Rutschenturm
und zwei Rutschen, ein ca. 18 m
langes Schwimmbecken und
mehrere Erlebnispools geplant.
Ein Becken soll in Verbindung
mit einem beheizbaren Außen-
becken entstehen, ergänzt mit

einigen Pools im Außenbereich.
Die Anlagen werden mit Spring-
brunnen, Wassersprudel und
Whirlpools vervollständigt. 

Mit dem Erlebnisbad kann für
die Dauer der Rekonstruktion
der alten Halle der Bedarf der
Potsdamer ohne Unterbre-
chung abgedeckt werden. Nach
erfolgter Sanierung der alten
Halle werden beide Objekte mit
zwei Verbindungsgängen ver-
bunden und gemeinsam betrie-

ben. Es gibt dann die Möglich-
keit, von beiden Eingängen aus
mit Bekleidung die Umklei-
deräume beider Bäder zu errei-
chen. Ein separater Gang verbin-
det die alte Schwimmhalle mit
der neuen Erlebnisbadhalle für
Badende in Badebekleidung. Es
ist angedacht, wahlweise Kom-
bitickets für Sportschwimmen
und Erlebnisbad auszugeben
oder auf Wunsch Einzeltickets

nur für Sportschwimmer oder
nur für Erlebnisbadgäste. Die
Steuerung der Übergänge kann
mit codierten Chips oder Schlüs-
seln erfolgen. Betriebstechnisch
ist vorgesehen, beide Hallen
durch eine gemeinsame mo-
derne Wasserversorgung zu be-
treiben, die in dem Unterge-
schoss der alten Schwimmhalle
angeordnet werden kann. Das
ergibt Ein sparungspotentiale. In
dem neuen Erlebnisbad wird
über den Umkleideräumen eine
Gaststätte geplant, mit Fens -
tern nach draußen und mit Fen-
stern in das Erlebnisbad hinein.
Die Nutzer des Erlebnisbades
sollen sich durch die verschie-
denen Angebote verwöhnen
lassen und beim Baden einen
Ausblick auf das Potsdamer
Stadtzentrum genießen kön-
nen. Dies verstärkt sich noch bei
Nutzung der Außenbecken. Da-
vor sind in der Hanglage des
Berges terrassierte Stufen ge-
plant, auf denen Sonnenliegen
stehen können. Das Gelände ist
mit einer topografisch bedingt
etwas tiefer liegenden Grünab-
schirmung durch Heckenbe-
pflanzung und Einzäunung ab-
zugrenzen. Der Blick auf die
Stadt in Richtung Hauptbahn-

hof bleibt durch die Hanglage
jedoch möglich.

Es ist davon auszugehen, dass
der Bau des Erlebnisbades ne-
ben der sanierten Schwimm-
halle beträchtliche touristische
Anziehungskraft entfalten wird.
Dabei ist die sehr gute ÖPNV-
Anbindung dieses zentralen
Standortes ein großer Vorteil.
Für PKW-Nutzer ist vorgesehen,
den vorhandenen Parkplatz bei-

zubehalten und über die hintere
Umfahrung der vorhandenen
Schwimmhalle anzubinden. 

Breite Zustimmung
für Standort Brau -
hausberg

Hans-Jürgen Scharfenberg
(MdL und StVV-Fraktionsvorsit-
zender DIE LINKE): Das Jäkel-Bad
könnte die aus DDR-Zeiten
stammende Schwimmhalle
„komplettieren“. Die Bürger se-
hen anstatt des Neubaus eines
Freizeitbades auf dem Bornsted-
ter Feld lieber, dass die Brau-
haus-Schwimmhalle saniert
wird. Bei einer „Blitzumfrage“
auf dem Sommerfest der Links-
partei haben sich 343 Gäs te für
den Brauhausberg als Badstand -
ort, drei für das ehemalige
Straßenbahndepot in der Hein-
rich-Mann-Allee und nur sechs
für den Volkspark im Bornsted-
ter Feld ausgesprochen. Eine Sa-
nierung des Brauhausbades für
acht Millionen Euro plus Jäkel-
Anbau wäre sehr viel billiger als
ein Freizeitbad im Volkspark,
wofür 24 Millionen Euro nötig
seien.
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Zum geplanten Abriss des
Wohnhochhauses „Haus des
Reisens“ am Platz der Einheit
durch die PRO POTSDAM erklärt
die Potsdamer Landtagsabge-
ordnete und Vorsitzende des
Ausschusses für Stadtplanung
und Bauen der Potsdamer Stadt-
verordnetenversammlung, Anita
Tack: „Das muss von PRO Pots-
dam der letzte Alleingang blei-
ben!“ Weder war die Potsdamer
Öffentlichkeit einbezogen noch
gab es Varianten zur Sanierung
des Hauses und zum Erhalt der
28 kleinen Wohnungen mit
 günstigen Mieten.

Am 6. Mai 2009 hat die Pots-

damer Stadtverordnetenver-
sammlung auf Antrag der LIN-
KEN beschlossen, dass vor einem
Ersatzneubau für das Haus des
Reisens/Wohnhochhaus in der
Friedrich-Ebert-Straße eine Pla-
nungswerkstatt als Gutachter-
verfahren durchgeführt wird,
dass Ersatz für die 28 Einraum-
wohnungen zu einem sozial ver-
träglichen Mietniveau zu
berücksichtigen ist und dass das
„Flugschiff“ von Peter Rohn im
öffentlichen Raum erhalten
bleibt. 

Diese Bedingungen sind ge-
genwärtig nicht erfüllt. Ehe
diese Voraussetzungen nicht er-

füllt sind, spricht sich DIE LINKE
strikt gegen einen „Abriss auf
Vorrat“ aus.

Das „Haus des Reisens“ mit
dem Wohnhochhaus wurde
1969 als Stadtbild prägendes
Gebäude im Kontext zur Biblio-
thek Am Kanal errichtet und ver-
körpert mit der Kunst am Bau
ein Projekt der DDR-Baukultur
der 1960er Jahre. 

DIE LINKE hält es nach wie vor
für falsch, dass das kommunale
Wohnungsunternehmen PRO
POTSDAM dieses städte bauliche
Zeugnis der Nachkriegs moderne
abreißen will, um es durch ein
Bankhaus ersetzen zu lassen. 

In die Herzen der Wähler gesungen
Wer am 09. September 2009
der Einladung ins Wahlquartier
der LINKEN in den Potsdamer
Bahnhofspassagen gefolgt ist,
ist auf seine Kosen gekommen
– das „Quartier“ war randvoll
besetzt. Die Spitzenkandidatin
der LINKS-Partei für den Bran-
denburger Landtag stellte sich
mit ihrer Band Kerstin Kaiser &
Ko. „Der Rote Mohn“ vor – eine
äußerst gelungene Mischung
von Brecht/Eisler, „Kolonne
Links“ und eigenen Gedanken.
Man war gespannt, denn bei
diesen heutigen „Bands“ geht
das Wort in der Regel unter,
spielt keine Rolle mehr, die
„Hits“ begnügen sich mit einem
„Yeah, yeah, yeah“. Nicht so bei
Kaiser & Ko, jedes Wort gehalt-
voll, wollte gehört sein. Unter
kurzem Akkord aus dem
„Deutschlandlied“ gab es sogar
Worte zum Nachdenken über
Deutschland. Gleichzeitig nicht
die Spur von diesem modischen
„Techno“, hier moderate Töne,

wunderbare Saxophonpartien,
keine schrillen Stimmen. Im Stil-
len dachte man: Schön wäre,
wenn sich noch andere Kandi-
daten in die Herzen der Wähler
singen könnten, etwa mit einer
Vietze & Ko, einer Scharfenberg
& Ko Band.

Vor dem eigentlichen Konzert
gab es noch eine kurze „Frage-
stunde“ für die potenziellen
Wähler; das leicht strapazierte
Thema „IM“ wurde nicht ausge-
spart. Dabei fiel auf, dass die
LINKE – auch zwanzig Jahre
nach dem Fall der „Mauer“ –
nicht gelernt hat, mit diesem
Thema angemessen umzuge-
hen. In einem Land wo jede an-
gesehene Zeitungsredaktion
ihre „Informanten“ in den Frak-
tionen, diversen „Vorständen“
hat, wo folglich laufend „un-
dichte Stellen“ gesucht werden,
wo Lidl, die Deutschen Bahnen,
Telekom – ja wer nicht – ihr
dichtes Netz von Informanten
haben, im Land der „normalen“

Industriespionage sollte es
langsam peinlich werden, „an-
dere“ für ihre Aktivitäten zu
mobben. Von den „offiziellen“
Diensten ist da noch gar nicht
die Rede – die NPD kann nicht
verboten werden, weil die
„Dienste“ nicht bereit sind, ihre
„V-Leute“ (so die offizielle Be-
zeichnung für „IM“ in den alten
Bundesländern) aus dieser Par-
tei zurückzuziehen. Wir leben
auf einem Ameisenhaufen von
V-Leuten, die uns zu „gläsernen
Menschen“ gemacht haben,
nichts ist sicher, nicht unsere
Briefe, nicht unsere SMS, unsere
E-Mails, unsere Bankkonten
oder Rendezvous. Wir haben
 somit nicht den geringsten
Grund, betroffen den Kopf ein-
zuziehen, defensiv zu reagieren. 

Da wäre noch eine pikante Be-
sonderheit zu beachten: Vorerst
liegen nur die „Akten“ der einen
Seite auf dem Tisch der Öffent-
lichkeit. Wir sind selbstverständ-
lich bereit, über ALLE „Aktivitä-

ten“ der „IM“ zu sprechen,
WENN ALLE, ich betone ALLE,
 gegen die DDR gerichteten Ak-
tivitäten öffentlich zugängig
sind – so einfach ist das. 

Bemühen Sie, meine Herren

„recherchierenden“ Journali-
sten, nun nicht vergeblich ihren
„Verbindungsmann“ bei der
Birthlerbehörde – ich war kein
IM.

Walter Ruge, Potsdam 

„Haus des Reisens“– Abriss auf Vorrat 
LINKE mahnt die Erfüllung des Beschlusses der StVV vom Mai 2009 an
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„Glaube nur der 
Statistik, die Du 
selbst…“

Die Regierungskoalition greift zu
immer neuen Tricks, die Arbeitslo-
senstatistik zu beschönigen, was
sich insbesondere vor Wahlen im-
mer gut macht.

Nach der amtlichen Statistik sind
lediglich 3,4 Millionen von Arbeits-
losigkeit betroffen. Nicht in der Sta-
tistik und damit aus Sicht der Re-
gierung nicht arbeitslos sind:
•  Arbeitslose älter als 58 Jahre,

380.000 Menschen
•  Ein-Euro-Jober,

326.000 Menschen
•  Arbeitslose in beruflicher Weiter-

bildung, 237.000 Menschen
• Arbeitslose in Eingliederungs-

maßnahmen, 
68.000 Menschen

• Arbeitslose in Trainingsmaß -
nahmen, 
48.000 Menschen

• weitere Arbeitslose, wie vermut-
lich Kranke, 28.000 Menschen
Dies sind zusammen 1,087 Mil-

lionen nicht von der Statistik er -
fasste Arbeitslose und somit ins-
gesamt ca. 4,5 Millionen von
Arbeits losigkeit betroffene Men-
schen. Hierbei sind noch nicht ein-
mal die sogenannten Kurzarbeiter
erfasst, die Kurzarbeitergeld erhal-
ten, und deren Zahl auch aufgrund
der letzten Gesetzes änderungen
erheblich gestiegen ist. 

Ab November sollen weitere
200.000 Arbeitslose aus der Statis -
tik fallen, nämlich die Arbeitslosen,

welche sich durch private Vermitt-
ler betreuen lassen. Eine wirksame
Arbeitsmarktpolitik setzt eine ehr-
liche Analyse und Statistik voraus.

Festsetzung Rentenwert
Mit der Rentenwertbestim-

mungsverordnung 2009 vom 17.
Juni 2009 hat die Bundesregierung
unter anderem die Rentenwerte ab
dem 01. Juli 2009 neu festgesetzt.
Der neue aktuelle Rentenwert be-
trägt 27,20 €und der neue aktuelle
Rentenwert (Ost) beträgt 24,13 €.
Damit sind die Renten in den alten
Bundesländern 12,72 % höher als
die Renten in den ostdeutschen
Bundesländern. 

In den letzten 10 Jahren sind da-
mit in den neuen Bundesländern
die Bruttorenten um ca. 11,7 % ge-
stiegen bei einer Inflation der letz-
ten 10 Jahre von insgesamt ca. 16,6
%. Dies bedeutet, dass der Wert der
Bestandsrenten um ca. 5 % gesun-
ken ist. Hierbei sind die Kürzungen
der Nettorenten auf Grund der Än-
derung der Kranken- und Pflege-
versicherungsbeiträge nicht
berücksichtigt. Ebenfalls ist hierbei
nicht berücksichtigt, dass für die
gleichen Lebensarbeitszeiten ein -
schließlich Ausbildungszeiten vor
10 Jahren mehr Entgeltpunkte zu-
gesprochen wurden als aktuell bei
einen Neueintritt in die Altersrente.
Damit haben Neurentner mit noch
größeren Einbußen trotz der er-
höhten Rentenversicherungs-
beiträge von 19,1 % im Jahr 2002
auf 19,9 % seit dem Jahr 2007 zu
leben.

Daher ist dringend zu empfeh-
len, eine zusätzliche eigene Alters-
vorsorge vorzunehmen – sofern
dies für den Einzelnen finanziell
überhaupt möglich ist. Ansonsten
droht Altersarmut, da die Leistun-
gen der gesetzlichen Rentenversi-
cherung so gering sind, dass zu-
sätzlich Grundsicherung im Alter
beantragt werden muss.

Beratungshilfe im Wi-
derspruchsverfahren

Das Amtsgericht Neuruppin
lehnt meines Erachtens verfas-
sungswidrig mit folgender Begrün-
dung die Bewilligung von Bera-
tungshilfe ab: „Hier vorliegend tei-
len Sie mit, dass Sie bereits selbst
Widerspruch gegen den Bescheid
des Amtes für Arbeitsmarkt vom …
eingelegt haben. Beratungshilfe
kann jedoch erst bewilligt werden,
wenn die negative Entscheidung
der Behörde über den selbst einge-
legten Widerspruch vorgelegt wird
… Sie werden gebeten … den Antrag
auf Beratungshilfe dann neu zu
stellen, und zwar dann, um Bera-
tung bezüglich des Widerspruchs-
bescheides zu begehren.“ Dies wird
verbunden mit der Aufforderung,
den Antrag auf Gewährung von Be-
ratungshilfe zurückzunehmen. Von
einer Rücknahme wird dringend
abgeraten. Sofern der Antrag be-
reits zurückgenommen wurde,
wird empfohlen, den Antrag neu
zu stellen. Bezüglich des Wider-
spruchsbescheides ist grundsätz-
lich keine Beratungshilfe angezeigt,

da der Widerspruchsbescheid mit
der Klage vor dem Sozialgericht
überprüft wird und dafür keine Be-
ratungshilfe des Amtsgerichtes,
sondern Prozesskostenhilfe ge-
währt wird durch das Sozialgericht.

Das Widerspruchsverfahren soll
aber gerade der Vermeidung eines
Gerichtsverfahrens dienen und der
Verwaltung die Möglichkeit geben,
ihre falsche Entscheidung zu revi-
dieren. Entsprechend hat das Bun-
desverfassungsgericht mit seinem
Beschluss vom 11. Mai 2009 zum
Aktenzeichen 1 BvR 1517/08 eindeu-
tig entschieden, dass grundsätzlich
Beratungshilfe für das Wider-
spruchsverfahren zu gewähren ist.
Auf diese Entscheidung sollten sich
die Betroffenen berufen und zu-
gleich darlegen, dass sie bei der
komplizierten und widersprüchli-
chen Gesetzeslage und umfangrei-
chen Rechtsprechung als juristi-
sche Laien nicht in der Lage sind,
sich gegen die Juris ten der Verwal-
tung zur Wehr zu setzen. Das Bun-
desverfassungsgericht hat wörtlich
ausgeführt: „Im Hinblick auf die
prozessrechtlichen Grundsätze der
Waffengleichheit und der gleich-
mäßigen Verteilung des Risikos am
Verfahrensausgang im sich mögli-
cherweise an schließenden Ge-
richtsverfahren darf der Beschwer-
deführerin eine unabhängige Be-
ratung nicht vorenthalten werden.“
Hierbei ist als unabhängige Bera-
tung keine Beratung durch gem-
einnützige Vereine oder Verbände
gemeint, da die Beratungshilfe für
die anwaltliche Beratung gewährt
wird.

Anfang Juli 2009 trafen sich in
Potsdam Dr. Steffen Hultsch als
Vertreter der Bundestagsfraktion
DIE LINKE und Vertreter verschie-
dener Gruppierungen, darunter
der SBB, um über die Bedeutung
einer außerparlamentarischen
Opposition (APO) zu diskutieren.
Sie stellten fest, dass die derzei-
tige gesellschaftliche Situation
durch die Vorherrschaft neolibe-
ralen Gedankengutes, Antikom-
munismus und Politikverdrossen-
heit der Bevölkerung gekenn-
zeichnet ist. Das erschwere be-
sonders die Gewinnung von
Mitstreitern und Bündnispart-
nern.
Stand und Möglichkeiten der –
sich mehr als soziale Bewegung
sehenden – APO wurden als sehr
schwierig eingeschätzt. Sie sei
sehr zersplittert, habe nur sehr
wenige Mitstreiter und leide un-
ter Geldmangel. Zudem sei sie
noch zu wenig nach außen er-
kennbare Opposition.
Positiv werteten die Anwesenden,

dass es bundesweit in über 100
Städten weiterhin Montagsde-
mos gegen Hartz IV und Sozialab-
bau gibt. Für kurz nach der Bun-
destagswahl sei eine bundes-
weite Montagsdemo in Berlin ge-
plant. Eine wertvolle Hilfe sei
auch die Kontaktstelle zu den so-
zialen Bewegungen der Bundes-
tagsfraktion DIE LINKE, wo z.B.
bereits zwei Bewegungswerkstät-
ten stattfanden.
Die Gewerkschaften seien poli-
tisch unwahrscheinlich wichtig,
da deren Mitglieder in den Betrie-
ben seien. Mit ihren 6 Millionen
Mitgliedern würden sie die
 stärkste APO sein. Leider gebe es
in Potsdam keinen gewerkschaft-
lichen Erwerbslosenkreis.
Aufgabe der APO sei es, Miss-
stände deutlich zu machen, linke
Alternativen und Visionen aufzu-
zeigen, ihre Forderungen zu arti-
kulieren sowie spür- und wahr-
nehmbaren Widerstand zu leis -
ten. In der praktischen Arbeit
würden die APO-Mitstreiter effek-

tiver, z.B. in Arbeitsteilung, arbei-
ten müssen – gerade weil sie so
wenige seien. Dabei würde ver-
bindlich festgelegt werden müs-
sen, wer was macht. Begriffe
seien zu klären und bewusst ein-
zusetzen.
Eine  Themen- und Problem-
sammlung sei zu beginnen. Dar-
aus wären die Forderungen der
APO zu entwickeln, die sich auf
Kernpunkte konzentrieren, Kom-
petenz unter Beweis stellen sowie
verständlich und nachvollziehbar
formuliert sein müssten.
In ihrem Kampf würde die APO
aggressiver und offener werden
müssen, Dafür seien die Probleme
vor Ort zu erkennen und als Basis
zu nutzen, um für alle Menschen
vor Ort erlebbar Druck zu ma-
chen.
Für eine tatkräftige linke APO
müssten mehr Menschen gewon-
nen werden. Dazu würden andere
bzw. neue Kampfformen (öffent-
lichkeitswirksam, intelligent, wit-
zig), der Aufbau von Ausstrah-

lungskraft (Bilder erzeugen, eine
Botschaft transportierende Aktio-
nen) und eine wirksame Öffent-
lichkeitsarbeit (auch moderne
Mittel nutzen) beitragen können.
Netzwerke zu schaffen und zu
pflegen, sei äußerst wichtig. Die
verschiedenen APO- Gruppierun-
gen müssten sich noch stärker
vernetzen, potentielle Bünd-
nispartner durch persönliche Ge-
spräche zu gewinnen versuchen.
Das Aktionsbündnis „Potsdam ge-
gen Hartz IV“ wolle offiziell zu ei-
ner gewerkschaftlichen Ge-
sprächsrunde in Potsdam einla-
den. An dieser würden die ge-
werkschaftlichen
Erwerbslosenkreise ELA und GELA
sowie die Potsdamer Gewerk-
schaft teilnehmen. Ziel sei, die
Gründung eines Potsdamer ge-
werkschaftlichen Erwerbslosen-
kreises anzuregen.
Kontakt: 

Sabine Podewin, 

Initiative SolidarAktiv, 

Tel.: 01 70/9 57 38 17

Außerparlamentarische Opposition in der Diskussion

Unser Autor, Gerhard Klier, ist Fach-
anwalt für Arbeits- und Sozialrecht
und Kommunalpolitiker der LINKEN
in Neuruppin und im Kreis Ostprig-
nitz-Ruppin. Zur diesjährigen Land-
tagswahl trat er als Direktkandidat
der LINKEN an.
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Sportliche Jugendfreundschaft zwischen Potsdam und Luzern
Nun hat auch Potsdam städte-
partnerschaftliche Geschichte
geschrieben: Nach der ersten Ju-
gendolympiade 2007 in Luzern
richtete nun vom 18. bis 21. Sep-
tember die Stadtsportjugend
Potsdam sportliche Wettbe-
werbe für rund 80 Schülerinnen
und Schüler aus beiden Städten
aus. „Städtepartnerschaft kann
am besten mit Leben erfüllt
werden, wenn sich Jugendliche
kennenlernen und Freundschaf-
ten schließen“, wünschte sich
Stadtsportbund-Chef Dr. Lutz
Henrich bei der Eröffnung. Und

so bot der Potsdamer Freundes-
kreis den 14- bis 17-Jährigen ein
attraktives Programm:  Aus dem
Bus der Stadtrundfahrt durch
Berlin wechselten die jungen
Leute zum Drachenbootrennen
auf’s Wasser, bowlten sich
schwungvoll durch einen
Abend, bolzten beim Straßen-
fußball mit siegreichen Gästen
um die Wette, schwangen sich
im Kletterpark geschickt von
Baum zu Baum, träumten sich
dann im Medienpark in fanta-
stische Filmwelten, schwelgten
wie die Stars beim vom Leo-

Club-finanzierten Olympischen
Abend und wurden schließlich
vom sport treuen Sponsor Porta
mit einem besonders vitamin-
reichen Bankett verabschiedet. 

So könnte, so sollte es häufi-
ger sein: Für die Jugendlichen
waren neben Porta und Leo-
Club Sponsoren wie Barmer und
Sparkasse sowie Vertreter aller
Parteien an der Seite des Stadt-
sportbundes aktiv. Vor allem
aber unterstützten auch wieder
ehrenamtliche Helfer das Vor-
haben; so betreuten Sportlehrer
die Gäste und sorgten mit ein-
fallsreichen Kennenlern-Spielen
dafür, dass durch gemeinsames
Lachen schnell Vertrautheit ent-
stand. Unter den ehrenamtli-
chen Unterstützern waren auch
der Luzerner „Erfinder“ Stefan
Zopfi, Sportdozent an der dorti-
gen Pädagogischen Hochschule,
und Vertreter der Freundes-
kreise beider Städte wie die
Stellvertretende Potsdamer
Stadtpräsidentin Birgit Müller. 

Schon wenige Tage nach der
Jugendolympiade sorgte übri-
gens auch eine viertägige Bür-
gerreise nach Luzern für ein bes-
seres Kennenlernen – ebenfalls
eine regelmäßige Veranstaltung
für alle interessierten Potsda-
mer, die jenseits touristischer

Standardprogramme persönli-
che Bekanntschaften schließen
und mehr über das Alltagsleben
in der Schweiz erfahren wollen.
Mehr darüber kann man zum
Beispiel auf der Internetseite
des Potsdamer Freundeskreises
unter www.potsdam-luzern.de/
nachlesen. Sicher werden die
hier Aktiven auch wieder dabei
sein, wenn 2011 die nächste Ju-
gendolympiade in Luzern mit
Begeisterung vorbereitet wird!

Mitkämpfen statt mitmeckern
So war das Motto der Kampa-

gne der Linksjugend [‘solid]
Brandenburg im Wahlseptem-
ber 2009.

In fast 40 Orten versuchten
wir letzten Monat nicht nur
Stimmen für DIE LINKE, sondern
auch neue Mitstreiter für eine
bessere Welt zu finden.

Die gut 20 Mitfahrenden stan-
den vor Schulen, Hochschulen
und Ausbildungsstätten, ver-
breiteten in den großen Pausen
mit Musik und Kaffee gute
Laune und brachten so rote
Farbe in den grauen Schulalltag.
Abends fanden in den Jugen-
dclubs vor Ort noch Podiumsdis-
kussion, Filmabende oder Partys
statt.

Viele Schülerinnen und
Schüler kamen mit uns ins Ge-
spräch und diskutierten lebhaft
über ihren Alltag in der Schule,
aber auch ihr Zukunftsängste
und die Probleme ihrer Eltern.
Zentral war dabei vor allem, dass
endlich mehr Geld in die Bildung
fließen soll und die Versprechun-
gen der Politik in den letzten
Jahren, auch die der SPD/CDU-
Regierung in Brandenburg, end-
lich in Taten umzusetzen seien.

Leider hatten wir das eine oder
andere Mal auch unfreundli-
chen Kontakt mit Rechtsextre-

men, ein Problem, welches für
Brandenburg aktuell bleibt und
gegen das sich nach wie vor ein-

gesetzt werden muss. Hierbei
braucht es nicht nur das Enga-
gement der Linksjugend [‘solid],
sondern aller demokratischen
Kräfte.

Unser Material indes fand re-
ges Interesse, und nicht nur der
klassische Antifa-Aufkleber
wurde mitgenommen, sondern
auch inhaltliche Flyer und das
„dicke“ Programmheft. Da
stellte sich auch uns die Frage,
ob die Jugendlichen wirklich so
unpolitisch sind, wie immer be-
hauptet wird.

Unsere drei Autobesatzungen
haben aber nicht nur Stände von
und für Jugendliche gemacht,
sondern sind auch am Abend
mit ihnen ins Gespräch gekom-
men und haben Debatten inten-
siver fortsetzen können.

Dass wir dabei Erfolg hatten,
wissen wir auch schon ohne
Wahlergebnisse. Bis Ende des
Monats werden wir über 60 In-
teressenten für die Linksjugend
[‘solid] gewonnen haben.

Sobald das Wetter im Frühjahr
wieder besser wird, werden wir
wieder ausschwärmen und
 weitermachen!

Fotos: L. Henrich (2)
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Kein Platz für Rechte
Rund 2.500 Potsdamer feierten Toleranzfest/Protest gegen Kundgebung der DVU 
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Staatliche Aufsicht für
alle Finanzprodukte
gefordert
Nach wochenlangem „Wahlgetöse“ zieht
nun wieder mehr Sachlichkeit in die Politik
ein – und da lohnt es sich, den Abgeordne-
ten genauer auf die Finger zu sehen und
sie hin und wieder an ihre Wahlversprechen
zu erinnern. Beispiel Verbraucherschutz:
Kaum ein Politikfeld ist für „Normalverbrau-
cher“ so unmittelbar mit der Krise ver-
knüpft, bei einer repräsentativen Telefo-
numfrage von Infratest dimap im August
des Jahres bezeichneten drei Viertel der
1.000 Befragten den Verbraucherschutz als
ein wichtiges Thema für die persönliche
Wahlentscheidung. Dennoch wollten fast
40 Prozent der Teilnehmer keine Partei iden-
tifizieren, die sich ihrer Ansicht nach beson-
ders um den Schutz der Verbraucher küm-
mert. 

Angesichts der Auswirkungen sollte jeder
seine Rechte bei „seinen“ Vertretern in
Landtag und Bundestag in Bürgersprech-
stunden und öffentlichen Veranstaltungen
einfordern und ihnen „auf die Finger se-
hen“, wenn es um Ver braucherschutz geht.
Damit nicht weiterhin jährlich 20 bis 30
Milliarden von Kleinanlegern gesparte Gel-
der Spekulanten zum Opfer fallen, fordert
der Bundesverband der Verbraucherzentra-
len vzbv zum Beispiel, dass alle Vermittler
von Finanzprodukten den gleichen Regeln
der Qualifikation, Zulassung, Transparenz
und Vermögensschadenabsicherung unter-
liegen. Der Nachweis der Sachkunde muss
ebenso obligatorisch werden wie eine Be-
rufshaftpflichtversicherung. Zudem wird
eine staatliche und effiziente Aufsichts-
behörde mit ausreichenden Ressourcen ge-
braucht, so dass kein Produkt und kein An-
bieter von Finanzdienstleistungen mehr un-
beaufsichtigt bleiben. 

Bei einer Abfrage des vzbv vor der Bun-
destagswahl unterstützten die Parteien
SPD, CDU/CSU, Die Linke, Bündnis 90/Die
Grünen und die FDP durchweg die Forde-
rung nach einer umfassenden Aufsicht. Nun
sollten Verbraucher und Verbraucherschüt-
zer dranbleiben! -ed

(weitere Informationen unter www.vzbv.de)

Wesentlich mehr BürgerIn-
nen als im Vorjahr zog es an
diesem 20. September zum
Toleranzfest am Branden-
burger Tor. Und mehr als ein
Dutzend Initiativen, Parteien
und Vereine stellten sich vor.
Es gab Musik, Bratwurst und
Straßenfußball. 

In  seiner Eröffnungsrede
betonte Oberbürgermeister
Jann Jakobs (SPD): „Rechte
dürfen keinen Platz in dieser
Stadt und im Land Branden-
burg haben.“ Und gerade
Potsdam profitiere von Tole-
ranz, so Jakobs – etwa mit
seiner aus vielen Ländern
beeinflussten Architektur,
aber auch von vielen Touri-
sten sowie den 5000 hier
tätigen Wissenschaftlern
aus verschiedenen Natio-
nen. Nach der Ansprache
von Jakobs hielten Stadtkir-
chenpfarrer Markus Schütte
und junge Gläubige eine An-
dacht ab, in der sie zu Ge-
waltfreiheit aufriefen. Und
dann konnte man flanieren
oder den Straßenfußballern
beim Bolzen zuschauen.

Übrigens: Unsere Mannen
der LINKEN belegten letzt-
endlich den 4. Platz hinter
vier sehr jungen Mann-
schaften und immerhin von
14!

Doch dann kamen sie – die
nicht mehr als 54 DVU-An-
hänger, die auf dem Luisen-
platz ihre Wahlkundgebung
abhalten wollten. Die Polizei
war mit rund 200 Beamten
vor Ort und „trennte“ mit

zwei Absperrgittern die pro-
testierenden Bürger von den
Anhängern der rechtsextre-
men Partei. Die Gegende-
monstranten versuchten die
Reden der DVU mit Trom-
meln, Pfeifen, Rasseln und
Megaphonen zu übertönen. 

Insgesamt drei Anzeigen
seien aufgenommen wor-
den, sagte Potsdams Polizei-
chef Ralf Marschall, unter
anderem wegen Zeigen ei-
nes Hitlergrußes und Belei-

digung. Gegen 14 Uhr hatte
zudem ein 25 Jahre alter
Potsdamer aus der linken
Szene versucht, die Laut-
sprechertechnik der DVU zu
zerstören. Zuvor hatte er
sich unauffällig unter die
DVU-Anhänger gemischt
und auf einen geeigneten
Moment gewartet. Der
junge Mann wurde für den
Rest der Kundgebung in Po-
lizeigewahrsam genom-
men.

Freitag, 09.10. und Dienstag, 13.10. 2009: 
Lange Nacht des Films:  „Mein Indien –
persönliche Erlebnisse  bei einer Reise
durch das Land der Kontraste“. Ingrid Pü-
schel erzählt in ihren Filmen von ihrer
abenteuerlichen Reise ganz allein durch
das Land der Kontraste. 
Mein Indien – das ist 
� die Millionen-Metropole Delhi mit den
vielen, extrem unterschiedlichen Gesich-
tern, 
� Fatehpur Sikri, Sikandra und  Agra mit
dem Taj Mahal,
� Varanasi mit Villen, Palästen und Tem-
peln am Ufer des „heiligen“ Ganges,
� Sarnath, wo Buddha seine erste Predigt
hielt,
� Amritsar mit dem berühmtesten Ge-
bäude der Sikhs, dem Goldenen Tempel, 
� Kolkata, die Stadt voller Armut und Freude, 

� das weltweit größte Flussdelta mit sei-
nen Mangrovenwäldern, den Sunderbans,
Mein Indien – das sind vor allem die Men-
schen, die dieses Land bewohnen: einfach
und bescheiden, gastfreundlich und herz-
lich, ehrlich und gläubig, selbstbewusst
und immer fröhlich. 
Beginn:  ab 16.30 Uhr, 18.00 Uhr, 19.30
Uhr, 21.00 Uhr ( bzw. nach Wunsch) und in
den Pausen (Kaffee, Tee, Kuchen, kleiner
Imbiss und kalte Getränke nach Ange-
bot).  Ende: offen *Dahlweid

Donnerstag, 15.10.2009, 18.00 Uhr:
Arbeitsunrecht in Deutschland.  Öffentli-
che Tagung der Arbeitsgemeinschaft „Ar-
beitsgesetzbuch“ mit Dr. Werner Rüge-
mer, Lehrbeauftragter an der Uni zu Köln;
Moderation: Dr. Steffen Hultsch, Rechts-
anwalt, MdB. **RLS

Montag, 19.10.2009, 14.30 Uhr: 
„Vom Wallensteinschloss bis zur Tropf-
steinhöhle“. Ein Spaziergang mit Karl
Kreutz.
Begleiten Sie uns in das tschechische
Frydland. Neben der Anmut des Städt-
chens finden wir dort auch das Wallen-
steinschloss, das dem bekanntesten Heer-
führer des Dreißigjährigen Krieges
gehörte. Weiter geht es nach Slowenien.
In Postoinska schuf die Natur in den
Adelsberger Grotten eine der schönsten
Tropfsteinhöhlen. *Dahlweid

Mittwoch, 21.10.2009, 14.00 Uhr:
„Musikalischer Rätselnachmittag“. Ein
musikalischer Rätselnachmittag mit
Manfred Bischoff. Sie können bekannte
Melodien raten, aber auch so manches
Lied mitsingen, und wenn Sie möchten, in
den Pausen nach beliebten Melodien
Walzer oder Polka tanzen. *Dahlweid

Donnerstag, 22.10.2009, 18.00 Uhr:
Potsdamer Profile – BauKULTUR in Pots-
dam. Gastgeberin und Moderatorin Anita
Tack (MdL) diskutiert mit Prof. Dr. Michael
Braum (Vorstandsvorsitzender der Bun-
desstiftung Baukultur, Potsdam). Pots-
dam, Altes Rathaus – Potsdam Forum
**RLS

Montag, 26.10.2009, 14.30 Uhr:
Literarische Stunde: „Der Malvenweg“.
Ein literarischer Nachmittag mit dem
Schriftsteller Walter Flegel. *Dahlweid

Dienstag, 27.10.2009, 14.30 Uhr: 
„Fischreiher, Admiralsenten und Eisvo-
gel“. Heiteres und Besinnliches, Aktuelles
und Historisches erzählt Dr. Herbert
Schlomm, Stadtverordneter (DIE LINKE)
aus Zentrum-Ost, bei einem interessan-

ten Spaziergang durch unseren Nuthe-
park mit neuen Bildern und Gedichten.
*Dahlweid

Mittwoch, 28.10.2009, 13.30 Uhr: 
„18, 20, Buben ’raus“.  Skatturnier unter
Leitung von Dr. Herbert Schlomm und
Karl-Heinz Kunicke. *Dahlweid

Donnerstag, 29.10.2009, 18.00 Uhr: 
Polen in der Europäischen Union – Ge-
genwärtige Situation und Perspektiven.
Vortrag und Diskussion mit Dr. Holger Po-
litt, Leiter des Büros Mittel- und Osteu-
ropa, Warschau. **RLS

* Dahlweid – Dahlweid-Stiftung, 
Edisonallee 11 im Zentrum-Ost

**RLS – Rosa-Luxemburg-Stiftung, 
Potsdam, Dortustr. 53, Geschäftsstelle
(Atrium)
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Unsere Männer belegten einen hervorragenden vierten Platz beim Straßenfußball.

Die Diakonie hatte mit Bewohnern des Asylbewerberheimes am
Schlaatz eine schlagkräftige Mannschaft: Newton Njugana Kairu
(l.,Kenia) und Keiwan Rashidi (Iran) gehörten dazu.

Der Rücken eines bulligen DVU-Anhängers sagt ALLES!


